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24/A XXVI. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Dr. Irmgard Griss, 

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 Bundesgesetz, mit dem das Gebührengesetz 
geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Das Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267/1957, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 147/2017, wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 1 lautet:   

Den Gebühren im Sinne dieses Bundesgesetzes 
unterliegen Schriften und Amtshandlungen nach 
Maßgabe der Bestimmungen im II. Abschnitte sowie 
Rechtsgeschäfte nach Maßgabe der Bestimmungen im 
III. Abschnitte. 

 

Den Gebühren im Sinne dieses Bundesgesetzes 
unterliegen Schriften und Amtshandlungen nach 
Maßgabe der Bestimmungen im II. Abschnitte. 

Den Gebühren im Sinne dieses Bundesgesetzes 
unterliegen Schriften und Amtshandlungen nach 
Maßgabe der Bestimmungen im II. Abschnitte. sowie 
Rechtsgeschäfte nach Maßgabe der Bestimmungen im 
III. Abschnitte. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 2. Abschnitt III entfällt.  

III. Abschnitt. 

Gebühren für Rechtsgeschäfte. 

§ 15. (1) Rechtsgeschäfte sind nur dann 
gebührenpflichtig, wenn über sie eine Urkunde errichtet 
wird, es sei denn, daß in diesem Bundesgesetz etwas 
Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Als Urkunden gelten auch bei schriftlicher 
Annahme eines Vertragsanbotes das Annahmeschreiben. 
Wird die mündliche Annahme eines Vertragsanbotes 
beurkundet, so gilt diese Schrift als Annahmeschreiben. 

(3) Rechtsgeschäfte, die unter das Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetz, Grunderwerbsteuergesetz, 
Kapitalverkehrsteuergesetz (I. Teil Gesellschaftsteuer 
und II. Teil Wertpapiersteuer) oder 
Versicherungssteuergesetz fallen, sind von der 
Gebührenpflicht ausgenommen; dies gilt auch für 
Rechtsgeschäfte, sofern und insoweit diese unter das 
Stiftungseingangssteuergesetz fallen. 

 

 
III. Abschnitt. 

Gebühren für Rechtsgeschäfte. 

§ 15. (1) Rechtsgeschäfte sind nur dann 
gebührenpflichtig, wenn über sie eine Urkunde errichtet 
wird, es sei denn, daß in diesem Bundesgesetz etwas 
Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Als Urkunden gelten auch bei schriftlicher 
Annahme eines Vertragsanbotes das Annahmeschreiben. 
Wird die mündliche Annahme eines Vertragsanbotes 
beurkundet, so gilt diese Schrift als Annahmeschreiben. 

(3) Rechtsgeschäfte, die unter das Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetz, Grunderwerbsteuergesetz, 
Kapitalverkehrsteuergesetz (I. Teil Gesellschaftsteuer 
und II. Teil Wertpapiersteuer) oder 
Versicherungssteuergesetz fallen, sind von der 
Gebührenpflicht ausgenommen; dies gilt auch für 
Rechtsgeschäfte, sofern und insoweit diese unter das 
Stiftungseingangssteuergesetz fallen. 

 

§ 16. (1) Die Gebührenschuld entsteht, wenn die 
Urkunde über das Rechtsgeschäft im Inland errichtet 
wird, 

 1. bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde von den Vertragsteilen 
unterzeichnet wird, im Zeitpunkte der 
Unterzeichnung; 

 b) wenn die Urkunde von einem Vertragsteil 
unterzeichnet wird, im Zeitpunkte der 
Aushändigung (Übersendung) der Urkunde 
an den anderen Vertragsteil oder an dessen 
Vertreter oder an einen Dritten; 

 § 16. (1) Die Gebührenschuld entsteht, wenn die 
Urkunde über das Rechtsgeschäft im Inland errichtet 
wird, 

 1. bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde von den Vertragsteilen 
unterzeichnet wird, im Zeitpunkte der 
Unterzeichnung; 

 b) wenn die Urkunde von einem Vertragsteil 
unterzeichnet wird, im Zeitpunkte der 
Aushändigung (Übersendung) der Urkunde 
an den anderen Vertragsteil oder an dessen 
Vertreter oder an einen Dritten; 
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mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 
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 2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde nur von dem unterzeichnet 
wird, der sich verbindet, im Zeitpunkte der 
Aushändigung (Übersendung) der Urkunde 
an den Berechtigten oder dessen Vertreter; 

 b) wenn die Urkunde auch von dem 
Berechtigten unterzeichnet wird, im 
Zeitpunkte der Unterzeichnung. 

(2) Wird über ein Rechtsgeschäft eine Urkunde im 
Ausland errichtet, so entsteht die Gebührenschuld, 

 1. wenn die Parteien des Rechtsgeschäftes im 
Inland einen Wohnsitz (gewöhnlichen 
Aufenthalt), ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz haben oder eine inländische Betriebsstätte 
unterhalten und 

 a) das Rechtsgeschäft eine im Inland befindliche 
Sache betrifft oder 

 b) eine Partei im Inland zu einer Leistung auf 
Grund des Rechtsgeschäftes berechtigt oder 
verpflichtet ist, in dem für im Inland 
errichtete Urkunden maßgeblichen Zeitpunkt; 
wenn jedoch die in lit. a oder lit. b 
bezeichneten Erfordernisse erst im Zeitpunkt 
der Errichtung eines Zusatzes oder 
Nachtrages erfüllt sind, in diesem Zeitpunkt, 
im übrigen 

 2. wenn die Urkunde (beglaubigte Abschrift) in das 
Inland gebracht wird und entweder 

 a) das Rechtsgeschäft ein in Z 1 lit. a oder lit. b 
bezeichnetes Erfordernis erfüllt, im Zeitpunkt 
der Einbringung der Urkunde in das Inland, 
oder 

 b) auf Grund des Rechtsgeschäftes im Inland 
eine rechtserhebliche Handlung 
vorgenommen oder von der Urkunde 
(Abschrift) ein amtlicher Gebrauch gemacht 

 2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde nur von dem unterzeichnet 
wird, der sich verbindet, im Zeitpunkte der 
Aushändigung (Übersendung) der Urkunde 
an den Berechtigten oder dessen Vertreter; 

 b) wenn die Urkunde auch von dem 
Berechtigten unterzeichnet wird, im 
Zeitpunkte der Unterzeichnung. 

(2) Wird über ein Rechtsgeschäft eine Urkunde im 
Ausland errichtet, so entsteht die Gebührenschuld, 

 1. wenn die Parteien des Rechtsgeschäftes im 
Inland einen Wohnsitz (gewöhnlichen 
Aufenthalt), ihre Geschäftsleitung oder ihren 
Sitz haben oder eine inländische Betriebsstätte 
unterhalten und 

 a) das Rechtsgeschäft eine im Inland befindliche 
Sache betrifft oder 

 b) eine Partei im Inland zu einer Leistung auf 
Grund des Rechtsgeschäftes berechtigt oder 
verpflichtet ist, in dem für im Inland 
errichtete Urkunden maßgeblichen Zeitpunkt; 
wenn jedoch die in lit. a oder lit. b 
bezeichneten Erfordernisse erst im Zeitpunkt 
der Errichtung eines Zusatzes oder 
Nachtrages erfüllt sind, in diesem Zeitpunkt, 
im übrigen 

 2. wenn die Urkunde (beglaubigte Abschrift) in 
das Inland gebracht wird und entweder 

 a) das Rechtsgeschäft ein in Z 1 lit. a oder lit. b 
bezeichnetes Erfordernis erfüllt, im Zeitpunkt 
der Einbringung der Urkunde in das Inland, 
oder 

 b) auf Grund des Rechtsgeschäftes im Inland 
eine rechtserhebliche Handlung 
vorgenommen oder von der Urkunde 
(Abschrift) ein amtlicher Gebrauch gemacht 
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Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
wird, mit der Vornahme dieser Handlungen. 

(3) Die Gebührenschuld entsteht bei einem Wechsel 
in dem Zeitpunkt, in welchem der Wechsel im Inland 
entweder dem Wechselnehmer oder einem Indossatar 
übergeben oder mit einem Indossament oder mit einem 
Akzept versehen wird oder zum amtlichen Gebrauch 
gelangt. Handelt es sich hiebei um einen unvollständigen 
Wechsel, so entsteht die Gebührenschuld im Zeitpunkt 
der Vervollständigung. 

(4) Gilt ein Annahmeschreiben oder ein 
Anbotschreiben als Urkunde über den Vertrag, so 
entsteht die Gebührenschuld mit dem Zustandekommen 
des Vertrages, im Falle des § 15 Abs. 2 letzter Satz mit 
Errichtung der Schrift. Befindet sich die Urkunde zu 
diesem Zeitpunkt im Ausland, so ist Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Die Gebührenschuld entsteht bei Wetten im 
Sinne des § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 mit der Bezahlung des 
Wetteinsatzes. 

(6) Bedarf ein Rechtsgeschäft der Genehmigung 
oder Bestätigung einer Behörde oder eines Dritten, so 
entsteht die Gebührenschuld für das beurkundete 
Rechtsgeschäft erst im Zeitpunkte der Genehmigung 
oder Bestätigung. 

 

wird, mit der Vornahme dieser Handlungen. 

(3) Die Gebührenschuld entsteht bei einem Wechsel 
in dem Zeitpunkt, in welchem der Wechsel im Inland 
entweder dem Wechselnehmer oder einem Indossatar 
übergeben oder mit einem Indossament oder mit einem 
Akzept versehen wird oder zum amtlichen Gebrauch 
gelangt. Handelt es sich hiebei um einen unvollständigen 
Wechsel, so entsteht die Gebührenschuld im Zeitpunkt 
der Vervollständigung. 

(4) Gilt ein Annahmeschreiben oder ein 
Anbotschreiben als Urkunde über den Vertrag, so 
entsteht die Gebührenschuld mit dem Zustandekommen 
des Vertrages, im Falle des § 15 Abs. 2 letzter Satz mit 
Errichtung der Schrift. Befindet sich die Urkunde zu 
diesem Zeitpunkt im Ausland, so ist Abs. 2 sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Die Gebührenschuld entsteht bei Wetten im 
Sinne des § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 mit der Bezahlung des 
Wetteinsatzes. 

(6) Bedarf ein Rechtsgeschäft der Genehmigung 
oder Bestätigung einer Behörde oder eines Dritten, so 
entsteht die Gebührenschuld für das beurkundete 
Rechtsgeschäft erst im Zeitpunkte der Genehmigung 
oder Bestätigung. 

 

§ 17. (1) Für die Festsetzung der Gebühren ist der 
Inhalt der über das Rechtsgeschäft errichteten Schrift 
(Urkunde) maßgebend. Zum Urkundeninhalt zählt auch 
der Inhalt von Schriften, der durch Bezugnahme zum 
rechtsgeschäftlichen Inhalt gemacht wird. 

(2) Wenn aus der Urkunde die Art oder 
Beschaffenheit eines Rechtsgeschäftes oder andere für 
die Festsetzung der Gebühren bedeutsame Umstände 
nicht deutlich zu entnehmen sind, so wird bis zum 
Gegenbeweise der Tatbestand vermutet, der die 

 § 17. (1) Für die Festsetzung der Gebühren ist der 
Inhalt der über das Rechtsgeschäft errichteten Schrift 
(Urkunde) maßgebend. Zum Urkundeninhalt zählt auch 
der Inhalt von Schriften, der durch Bezugnahme zum 
rechtsgeschäftlichen Inhalt gemacht wird. 

(2) Wenn aus der Urkunde die Art oder 
Beschaffenheit eines Rechtsgeschäftes oder andere für 
die Festsetzung der Gebühren bedeutsame Umstände 
nicht deutlich zu entnehmen sind, so wird bis zum 
Gegenbeweise der Tatbestand vermutet, der die 
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Gebührenschuld begründet oder die höhere Gebühr zur 
Folge hat. 

(3) Der Umstand, daß die Urkunde nicht in der zu 
ihrer Beweiskraft erforderlichen Förmlichkeit errichtet 
wurde, ist für die Gebührenpflicht ohne Belang. 

(4) Auf die Entstehung der Gebührenschuld ist es 
ohne Einfluß, ob die Wirksamkeit eines 
Rechtsgeschäftes von einer Bedingung oder von der 
Genehmigung eines der Beteiligten abhängt. 

(5) Die Vernichtung der Urkunde, die Aufhebung 
des Rechtsgeschäftes oder das Unterbleiben seiner 
Ausführung heben die entstandene Gebührenschuld nicht 
auf. 

 

Gebührenschuld begründet oder die höhere Gebühr zur 
Folge hat. 

(3) Der Umstand, daß die Urkunde nicht in der zu 
ihrer Beweiskraft erforderlichen Förmlichkeit errichtet 
wurde, ist für die Gebührenpflicht ohne Belang. 

(4) Auf die Entstehung der Gebührenschuld ist es 
ohne Einfluß, ob die Wirksamkeit eines 
Rechtsgeschäftes von einer Bedingung oder von der 
Genehmigung eines der Beteiligten abhängt. 

(5) Die Vernichtung der Urkunde, die Aufhebung 
des Rechtsgeschäftes oder das Unterbleiben seiner 
Ausführung heben die entstandene Gebührenschuld nicht 
auf. 

 

§ 18. (1) Der handschriftlichen Unterzeichnung 
durch den Aussteller steht die Unterschrift gleich, die 
von ihm oder in seinem Auftrag, oder mit seinem 
Einverständnis mechanisch oder in jeder anderen 
technisch möglichen Weise hergestellt oder mit 
Namenszeichnung vollzogen wird. 

(2) Der Unterzeichnung steht auch eine 
Verhandlungsniederschrift gleich 

 1. über einen Vertrag, wenn die Niederschrift nur 
von einem Vertragsteil unterzeichnet wird, 

 2. über eine einseitige Erklärung, wenn die 
Niederschrift nur vom Erklärungsempfänger 
unterzeichnet wird. 

(3) Gedenkprotokolle, das sind Niederschriften, in 
denen von einer oder mehreren Personen durch 
Beisetzung ihrer Unterschrift bekundet wird, daß andere 
Personen in ihrer Gegenwart ein Rechtsgeschäft 
geschlossen oder ihnen über den erfolgten Abschluß 
eines Rechtsgeschäftes Mitteilung gemacht haben, 
unterliegen der Gebühr für das Rechtsgeschäft, auf das 
sich das Gedenkprotokoll bezieht. 

 § 18. (1) Der handschriftlichen Unterzeichnung 
durch den Aussteller steht die Unterschrift gleich, die 
von ihm oder in seinem Auftrag, oder mit seinem 
Einverständnis mechanisch oder in jeder anderen 
technisch möglichen Weise hergestellt oder mit 
Namenszeichnung vollzogen wird. 

(2) Der Unterzeichnung steht auch eine 
Verhandlungsniederschrift gleich 

 1. über einen Vertrag, wenn die Niederschrift nur 
von einem Vertragsteil unterzeichnet wird, 

 2. über eine einseitige Erklärung, wenn die 
Niederschrift nur vom Erklärungsempfänger 
unterzeichnet wird. 

(3) Gedenkprotokolle, das sind Niederschriften, in 
denen von einer oder mehreren Personen durch 
Beisetzung ihrer Unterschrift bekundet wird, daß andere 
Personen in ihrer Gegenwart ein Rechtsgeschäft 
geschlossen oder ihnen über den erfolgten Abschluß 
eines Rechtsgeschäftes Mitteilung gemacht haben, 
unterliegen der Gebühr für das Rechtsgeschäft, auf das 
sich das Gedenkprotokoll bezieht. 
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(4) Erklärungen (Eingaben, Protokolle), womit vor 
Gericht oder anderen Behörden ein Rechtsgeschäft 
beurkundet wird, sind, sofern über das Rechtsgeschäft 
noch keine andere Urkunde in einer für das Entstehen 
der Gebührenschuld maßgeblichen Weise errichtet 
worden ist, als Rechtsurkunden anzusehen und 
unterliegen der für das Rechtsgeschäft vorgesehenen 
Gebühr. 

(5) Punktationen im Sinne des § 885 ABGB. sind 
nach ihrem Inhalte wie Urkunden über Rechtsgeschäfte 
gebührenpflichtig; dasselbe gilt von Entwürfen oder 
Aufsätzen von zweiseitig verbindlichen 
Rechtsgeschäften, wenn sie von beiden 
vertragschließenden Teilen unterzeichnet sind oder wenn 
sie bloß von einem Teil unterzeichnet sind und sich in 
den Händen des anderen Teiles befinden. 

 

(4) Erklärungen (Eingaben, Protokolle), womit vor 
Gericht oder anderen Behörden ein Rechtsgeschäft 
beurkundet wird, sind, sofern über das Rechtsgeschäft 
noch keine andere Urkunde in einer für das Entstehen 
der Gebührenschuld maßgeblichen Weise errichtet 
worden ist, als Rechtsurkunden anzusehen und 
unterliegen der für das Rechtsgeschäft vorgesehenen 
Gebühr. 

(5) Punktationen im Sinne des § 885 ABGB. sind 
nach ihrem Inhalte wie Urkunden über Rechtsgeschäfte 
gebührenpflichtig; dasselbe gilt von Entwürfen oder 
Aufsätzen von zweiseitig verbindlichen 
Rechtsgeschäften, wenn sie von beiden 
vertragschließenden Teilen unterzeichnet sind oder wenn 
sie bloß von einem Teil unterzeichnet sind und sich in 
den Händen des anderen Teiles befinden. 

 

§ 19. (1) Hat eine der Gebühr nach der Größe des 
Geldwertes unterliegende Schrift (Urkunde) mehrere 
einzelne Leistungen zum Inhalt oder werden in einem 
und demselben Rechtsgeschäfte verschiedene Leistungen 
oder eine Hauptleistung und Nebenleistungen bedungen, 
so ist die Gebühr in dem Betrage zu entrichten, der sich 
aus der Summe der Gebühren für alle einzelnen 
Leistungen ergibt. Als Nebenleistungen sind jene 
zusätzlichen Leistungen anzusehen, zu deren Gewährung 
ohne ausdrückliche Vereinbarung nach den allgemeinen 
Rechtsvorschriften keine Verpflichtung besteht. 

(2) Werden in einer Urkunde mehrere 
Rechtsgeschäfte derselben oder verschiedener Art, die 
nicht zusammenhängende Bestandteile des 
Hauptgeschäftes sind, abgeschlossen, so ist die Gebühr 
für jedes einzelne Rechtsgeschäft zu entrichten. Die in 
der Urkunde über das Hauptgeschäft zwischen denselben 
Vertragsteilen zur Sicherung oder Erfüllung des 
Hauptgeschäftes abgeschlossenen Nebengeschäfte sind 

 § 19. (1) Hat eine der Gebühr nach der Größe des 
Geldwertes unterliegende Schrift (Urkunde) mehrere 
einzelne Leistungen zum Inhalt oder werden in einem 
und demselben Rechtsgeschäfte verschiedene Leistungen 
oder eine Hauptleistung und Nebenleistungen bedungen, 
so ist die Gebühr in dem Betrage zu entrichten, der sich 
aus der Summe der Gebühren für alle einzelnen 
Leistungen ergibt. Als Nebenleistungen sind jene 
zusätzlichen Leistungen anzusehen, zu deren Gewährung 
ohne ausdrückliche Vereinbarung nach den allgemeinen 
Rechtsvorschriften keine Verpflichtung besteht. 

(2) Werden in einer Urkunde mehrere 
Rechtsgeschäfte derselben oder verschiedener Art, die 
nicht zusammenhängende Bestandteile des 
Hauptgeschäftes sind, abgeschlossen, so ist die Gebühr 
für jedes einzelne Rechtsgeschäft zu entrichten. Die in 
der Urkunde über das Hauptgeschäft zwischen denselben 
Vertragsteilen zur Sicherung oder Erfüllung des 
Hauptgeschäftes abgeschlossenen Nebengeschäfte sind 
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gebührenbefreit, wenn das Hauptgeschäft nach diesem 
Gesetz oder einem Verkehrsteuergesetz einer Gebühr 
oder Verkehrsteuer unterliegt; für Sicherungs- und 
Erfüllungsgeschäfte zu Darlehens-, Kredit-, Haftungs- 
und Garantiekreditverträgen sowie zu den im Rahmen 
des Factoringgeschäftes (§ 1 Abs. 1 Z 16 BWG) 
getroffenen Vereinbarungen über die Gewährung eines 
Rahmens für die Inanspruchnahme von Anzahlungen gilt 
§ 20 Z 5. 

 

gebührenbefreit, wenn das Hauptgeschäft nach diesem 
Gesetz oder einem Verkehrsteuergesetz einer Gebühr 
oder Verkehrsteuer unterliegt; für Sicherungs- und 
Erfüllungsgeschäfte zu Darlehens-, Kredit-, Haftungs- 
und Garantiekreditverträgen sowie zu den im Rahmen 
des Factoringgeschäftes (§ 1 Abs. 1 Z 16 BWG) 
getroffenen Vereinbarungen über die Gewährung eines 
Rahmens für die Inanspruchnahme von Anzahlungen gilt 
§ 20 Z 5. 

 

§ 20. Der Gebührenpflicht unterliegen nicht 

 1. die am Schluß einer Urkunde über ein durch 
einen Bevollmächtigten eingegangenes Geschäft 
beigesetzte Genehmigung (Ratifikation) des 
Machtgebers; 

 2. die den Vollmachten beigefügten Erklärungen 
betreffend Stellvertretung und deren Annahme; 

 3. die Bestätigung des Handzeichens eines 
Schreibunfähigen durch den Namensfertiger und 
durch den (die) Zeugen; 

 4. die von dem abgetretenen Schuldner an 
Kreditunternehmen abgegebene Bestätigung, 
daß ihm die Abtretung der Forderung und der 
neue Gläubiger mitgeteilt wurden, sowie die 
Anerkennung der Richtigkeit (Liquidität) von 
seiten des Schuldners gegenüber einem 
Kreditinstitut; 

 5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte – 
ausgenommen Wechsel – zu Darlehens-, Kredit-
, Haftungs- und Garantiekreditverträgen sowie 
zu den im Rahmen des Factoringgeschäftes (§ 1 
Abs. 1 Z 16 BWG) getroffenen Vereinbarungen 
über die Gewährung eines Rahmens für die 
Inanspruchnahme von Anzahlungen; 

 6. Rechtsgeschäfte, über die eine Urkunde im 
Ausland errichtet wurde, solange keine andere 

 § 20. Der Gebührenpflicht unterliegen nicht 

 1. die am Schluß einer Urkunde über ein durch 
einen Bevollmächtigten eingegangenes Geschäft 
beigesetzte Genehmigung (Ratifikation) des 
Machtgebers; 

 2. die den Vollmachten beigefügten Erklärungen 
betreffend Stellvertretung und deren Annahme; 

 3. die Bestätigung des Handzeichens eines 
Schreibunfähigen durch den Namensfertiger und 
durch den (die) Zeugen; 

 4. die von dem abgetretenen Schuldner an 
Kreditunternehmen abgegebene Bestätigung, 
daß ihm die Abtretung der Forderung und der 
neue Gläubiger mitgeteilt wurden, sowie die 
Anerkennung der Richtigkeit (Liquidität) von 
seiten des Schuldners gegenüber einem 
Kreditinstitut; 

 5. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte – 
ausgenommen Wechsel – zu Darlehens-, Kredit-
, Haftungs- und Garantiekreditverträgen sowie 
zu den im Rahmen des Factoringgeschäftes (§ 1 
Abs. 1 Z 16 BWG) getroffenen Vereinbarungen 
über die Gewährung eines Rahmens für die 
Inanspruchnahme von Anzahlungen; 

 6. Rechtsgeschäfte, über die eine Urkunde im 
Ausland errichtet wurde, solange keine andere 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Voraussetzung für das Entstehen der 
Gebührenschuld gegeben ist als die Verwendung 
der Urkunde (beglaubigten Abschrift) bei einem 
Gericht (Schiedsgericht), das nur auf Grund 
einer Vereinbarung eines inländischen 
Gerichtsstandes zuständig ist; 

 7. durch die Währungsumstellung auf den Euro 
veranlaßte neuerliche Beurkundungen eines 
Rechtsgeschäftes, über das schon eine die 
Gebührenpflicht begründende Urkunde errichtet 
worden ist, Zusätze und Nachträge sowie 
schriftliche Mitteilungen zu einer bereits 
ausgefertigten Urkunde, sofern die in Geld 
vereinbarten Leistungen durch auf Euro lautende 
Beträge nach dem vom Rat der Europäischen 
Union gemäß Artikel 109 l Abs. 4 erster Satz 
des EG-Vertrages unwiderruflich festgelegten 
Umrechnungskurs ersetzt werden oder der 
umgerechnete Betrag auf den nächsten vollen 
Eurobetrag gerundet wird. Sonstige Änderungen 
des Rechtsgeschäftes unterliegen nach Maßgabe 
des § 21 der Gebühr. 

 

Voraussetzung für das Entstehen der 
Gebührenschuld gegeben ist als die Verwendung 
der Urkunde (beglaubigten Abschrift) bei einem 
Gericht (Schiedsgericht), das nur auf Grund 
einer Vereinbarung eines inländischen 
Gerichtsstandes zuständig ist; 

 7. durch die Währungsumstellung auf den Euro 
veranlaßte neuerliche Beurkundungen eines 
Rechtsgeschäftes, über das schon eine die 
Gebührenpflicht begründende Urkunde errichtet 
worden ist, Zusätze und Nachträge sowie 
schriftliche Mitteilungen zu einer bereits 
ausgefertigten Urkunde, sofern die in Geld 
vereinbarten Leistungen durch auf Euro lautende 
Beträge nach dem vom Rat der Europäischen 
Union gemäß Artikel 109 l Abs. 4 erster Satz 
des EG-Vertrages unwiderruflich festgelegten 
Umrechnungskurs ersetzt werden oder der 
umgerechnete Betrag auf den nächsten vollen 
Eurobetrag gerundet wird. Sonstige Änderungen 
des Rechtsgeschäftes unterliegen nach Maßgabe 
des § 21 der Gebühr. 

 

§ 21. Werden durch einen Zusatz oder Nachtrag zu 
einer bereits ausgefertigten Urkunde die darin 
beurkundeten Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Art 
oder ihrem Umfang nach geändert oder wird die 
vereinbarte Geltungsdauer des Rechtsgeschäftes 
verlängert, so ist dieser Zusatz oder Nachtrag im Umfang 
der vereinbarten Änderung oder Verlängerung als 
selbständiges Rechtsgeschäft gebührenpflichtig. 

 

 § 21. Werden durch einen Zusatz oder Nachtrag zu 
einer bereits ausgefertigten Urkunde die darin 
beurkundeten Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Art 
oder ihrem Umfang nach geändert oder wird die 
vereinbarte Geltungsdauer des Rechtsgeschäftes 
verlängert, so ist dieser Zusatz oder Nachtrag im Umfang 
der vereinbarten Änderung oder Verlängerung als 
selbständiges Rechtsgeschäft gebührenpflichtig. 

 

§ 22. Ist zwischen zwei oder mehreren Rechten oder 
Verbindlichkeiten eine Wahl bedungen, so ist die Gebühr 
nach dem größeren Geldwerte der zur Wahl gestellten 
Leistungen zu entrichten. 

 § 22. Ist zwischen zwei oder mehreren Rechten oder 
Verbindlichkeiten eine Wahl bedungen, so ist die Gebühr 
nach dem größeren Geldwerte der zur Wahl gestellten 
Leistungen zu entrichten. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

  

§ 23. Sind in einer Urkunde über ein Rechtsgeschäft 
schätzbare und unschätzbare Leistungen bedungen, so 
bleiben für die Gebührenermittlung die unschätzbaren 
Leistungen außer Anschlag. 

 

 § 23. Sind in einer Urkunde über ein Rechtsgeschäft 
schätzbare und unschätzbare Leistungen bedungen, so 
bleiben für die Gebührenermittlung die unschätzbaren 
Leistungen außer Anschlag. 

 

§ 24. Im Fall eines Neuerungsvertrages (Novation) 
kommt die Gebühr für das Rechtsgeschäft in 
Anwendung, in welches das frühere Rechtsgeschäft 
umgeändert wurde. 

 

 § 24. Im Fall eines Neuerungsvertrages (Novation) 
kommt die Gebühr für das Rechtsgeschäft in 
Anwendung, in welches das frühere Rechtsgeschäft 
umgeändert wurde. 

 

§ 26. Für die Bewertung der gebührenpflichtigen 
Gegenstände gelten, insoweit nicht in den 
Tarifbestimmungen abweichende Bestimmungen 
getroffen sind, die Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, mit der 
Maßgabe, daß bedingte Leistungen und Lasten als 
unbedingte, betagte Leistungen und Lasten als sofort 
fällige zu behandeln sind und daß bei wiederkehrenden 
Leistungen die Anwendung der Bestimmungen des § 15 
Abs. 1 über den Abzug der Zwischenzinsen unter 
Berücksichtigung von Zinseszinsen und des § 16 Abs. 3 
des vorerwähnten Gesetzes ausgeschlossen ist. (BGBl. 
Nr. 7/1951, Art. I Z 7; BGBl. Nr. 116/1957, Z 2; BGBl. 
Nr. 148/1955, § 86 Abs. 2 und 3.) 

 

 § 26. Für die Bewertung der gebührenpflichtigen 
Gegenstände gelten, insoweit nicht in den 
Tarifbestimmungen abweichende Bestimmungen 
getroffen sind, die Vorschriften des 
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, mit der 
Maßgabe, daß bedingte Leistungen und Lasten als 
unbedingte, betagte Leistungen und Lasten als sofort 
fällige zu behandeln sind und daß bei wiederkehrenden 
Leistungen die Anwendung der Bestimmungen des § 15 
Abs. 1 über den Abzug der Zwischenzinsen unter 
Berücksichtigung von Zinseszinsen und des § 16 Abs. 3 
des vorerwähnten Gesetzes ausgeschlossen ist. (BGBl. 
Nr. 7/1951, Art. I Z 7; BGBl. Nr. 116/1957, Z 2; BGBl. 
Nr. 148/1955, § 86 Abs. 2 und 3.) 

 

§ 28. (1) Zur Entrichtung der Gebühren sind 
verpflichtet: 

 1. Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde von beiden Vertragsteilen 
unterfertigt ist, die Unterzeichner der 
Urkunde; 

 b) wenn die Urkunde nur von einem Vertragsteil 
unterfertigt ist und dem anderen Vertragsteil 
oder einem Dritten ausgehändigt wird, beide 

 § 28. (1) Zur Entrichtung der Gebühren sind 
verpflichtet: 

 1. Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschäften, 

 a) wenn die Urkunde von beiden Vertragsteilen 
unterfertigt ist, die Unterzeichner der 
Urkunde; 

 b) wenn die Urkunde nur von einem Vertragsteil 
unterfertigt ist und dem anderen Vertragsteil 
oder einem Dritten ausgehändigt wird, beide 
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Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Vertragsteile und der Dritte; 

 2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften 
derjenige, in dessen Interesse die Urkunde 
ausgestellt ist; 

 3. bei Gedenkprotokollen jene Personen, von 
denen in dem Protokolle bekundet wird, daß sie 
das Rechtsgeschäft abgeschlossen oder von dem 
Abschlusse des Rechtsgeschäftes Mitteilung 
gemacht haben. 

(2) Zur Entrichtung der Gebühr bei Wechseln sind 
der Aussteller, der Akzeptant und jeder Inhaber eines 
Wechsels zur ungeteilten Hand verpflichtet. 

(3) Zur Entrichtung der Gebühr bei Wetten im 
Sinne des § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 sind die Personen, die 
gewerbsmäßig Wetten abschließen oder vermitteln, zur 
ungeteilten Hand verpflichtet. Die Gebühr ist von diesen 
Personen unmittelbar zu entrichten. Als Vermittlung im 
Sinne dieser Bestimmung gilt jedenfalls die Annahme 
und die Weiterleitung von Wetteinsätzen sowie die 
Mitwirkung am Zustandekommen der Wette auf andere 
Art und Weise. 

(4) Personen, die gewerbsmäßig Wetten abschließen 
oder vermitteln, haben besondere Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen die für die Berechnung der Gebühr 
erforderlichen Grundlagen zu entnehmen sind. 

(5) Bei Geschäften, die von zwei Teilen geschlossen 
werden, von denen der eine Teil von der 
Gebührenentrichtung befreit ist, dem anderen Teil aber 
diese Befreiung nicht zukommt, sind die Gebühren von 
dem nicht befreiten Teile zur Gänze zu entrichten. 

(6) Trifft die Verpflichtung zur 
Gebührenentrichtung zwei oder mehrere Personen, so 
sind sie zur ungeteilten Hand verpflichtet. 

 

Vertragsteile und der Dritte; 

 2. bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschäften 
derjenige, in dessen Interesse die Urkunde 
ausgestellt ist; 

 3. bei Gedenkprotokollen jene Personen, von 
denen in dem Protokolle bekundet wird, daß sie 
das Rechtsgeschäft abgeschlossen oder von dem 
Abschlusse des Rechtsgeschäftes Mitteilung 
gemacht haben. 

(2) Zur Entrichtung der Gebühr bei Wechseln sind 
der Aussteller, der Akzeptant und jeder Inhaber eines 
Wechsels zur ungeteilten Hand verpflichtet. 

(3) Zur Entrichtung der Gebühr bei Wetten im 
Sinne des § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 sind die Personen, die 
gewerbsmäßig Wetten abschließen oder vermitteln, zur 
ungeteilten Hand verpflichtet. Die Gebühr ist von diesen 
Personen unmittelbar zu entrichten. Als Vermittlung im 
Sinne dieser Bestimmung gilt jedenfalls die Annahme 
und die Weiterleitung von Wetteinsätzen sowie die 
Mitwirkung am Zustandekommen der Wette auf andere 
Art und Weise. 

(4) Personen, die gewerbsmäßig Wetten abschließen 
oder vermitteln, haben besondere Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen die für die Berechnung der Gebühr 
erforderlichen Grundlagen zu entnehmen sind. 

(5) Bei Geschäften, die von zwei Teilen geschlossen 
werden, von denen der eine Teil von der 
Gebührenentrichtung befreit ist, dem anderen Teil aber 
diese Befreiung nicht zukommt, sind die Gebühren von 
dem nicht befreiten Teile zur Gänze zu entrichten. 

(6) Trifft die Verpflichtung zur 
Gebührenentrichtung zwei oder mehrere Personen, so 
sind sie zur ungeteilten Hand verpflichtet. 

 

§ 29. Hat jemand im Namen eines anderen, ohne  § 29. Hat jemand im Namen eines anderen, ohne 
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Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
von diesem ausdrücklich oder stillschweigend 
bevollmächtigt zu sein, 

 1. eine Urkunde über ein Rechtsgeschäft im Inland 
ausgestellt oder angenommen oder 

 2. von einer im Ausland ausgestellten Urkunde 
über ein Rechtsgeschäft einen die 
Gebührenpflicht begründenden Gebrauch 
gemacht, 

so ist derjenige, für den diese Handlungen vorgenommen 
worden sind, zur Entrichtung der durch sie begründeten 
Gebühr verpflichtet, wenn er 

 a) die ohne seinen Auftrag stattgefundene 
Geschäftsführung ausdrücklich oder 
stillschweigend genehmigt oder 

 b) durch sie einen Vorteil erlangt hat. 

Ist hingegen keine dieser Bedingungen (lit. a und b) 
gegeben, so ist der Geschäftsführer zur Entrichtung der 
Gebühr verpflichtet. 

 

von diesem ausdrücklich oder stillschweigend 
bevollmächtigt zu sein, 

 1. eine Urkunde über ein Rechtsgeschäft im Inland 
ausgestellt oder angenommen oder 

 2. von einer im Ausland ausgestellten Urkunde 
über ein Rechtsgeschäft einen die 
Gebührenpflicht begründenden Gebrauch 
gemacht, 

so ist derjenige, für den diese Handlungen vorgenommen 
worden sind, zur Entrichtung der durch sie begründeten 
Gebühr verpflichtet, wenn er 

 a) die ohne seinen Auftrag stattgefundene 
Geschäftsführung ausdrücklich oder 
stillschweigend genehmigt oder 

 b) durch sie einen Vorteil erlangt hat. 

Ist hingegen keine dieser Bedingungen (lit. a und b) 
gegeben, so ist der Geschäftsführer zur Entrichtung der 
Gebühr verpflichtet. 

 

§ 30. Für die Gebühr haften neben den 
Gebührenschuldnern die übrigen am Rechtsgeschäft 
beteiligten Personen sowie bei nicht ordnungsgemäßer 
Gebührenanzeige alle sonst gemäß § 31 Abs. 2 zur 
Gebührenanzeige verpflichteten Personen. 

 

 § 30. Für die Gebühr haften neben den 
Gebührenschuldnern die übrigen am Rechtsgeschäft 
beteiligten Personen sowie bei nicht ordnungsgemäßer 
Gebührenanzeige alle sonst gemäß § 31 Abs. 2 zur 
Gebührenanzeige verpflichteten Personen. 

 

§ 31. (1) Rechtsgeschäfte, für die eine 
Hundertsatzgebühr mit Bescheid festzusetzen ist, sind, 
soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt 
ist, bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem 
die Gebührenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Monats mit einer beglaubigten Abschrift oder mit einer 
Gleichschrift der die Gebührenpflicht begründenden 
Urkunde, bei nicht in der Amtssprache abgefaßten 
Urkunden mit einer beglaubigten Übersetzung, beim 
Finanzamt anzuzeigen. Ist diese Urkunde ein 
Annahmeschreiben, so ist ein bezügliches 

 § 31. (1) Rechtsgeschäfte, für die eine 
Hundertsatzgebühr mit Bescheid festzusetzen ist, sind, 
soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt 
ist, bis zum 15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem 
die Gebührenschuld entstanden ist, zweitfolgenden 
Monats mit einer beglaubigten Abschrift oder mit einer 
Gleichschrift der die Gebührenpflicht begründenden 
Urkunde, bei nicht in der Amtssprache abgefaßten 
Urkunden mit einer beglaubigten Übersetzung, beim 
Finanzamt anzuzeigen. Ist diese Urkunde ein 
Annahmeschreiben, so ist ein bezügliches 
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Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Anbotschreiben anzuschließen. Das Finanzamt, bei dem 
die Anzeige erstattet wurde, hat auf der die 
Gebührenpflicht begründenden Urkunde die erfolgte 
Anzeige zu bestätigen. 

(2) Zur Gebührenanzeige sind die am 
Rechtsgeschäft beteiligten Personen verpflichtet sowie 
der Urkundenverfasser und jeder, der eine Urkunde als 
Bevollmächtigter oder ein Gedenkprotokoll als Zeuge 
unterzeichnet oder eine im Ausland errichtete Urkunde 
(deren beglaubigte Abschrift) im Zeitpunkt des 
Entstehens der Gebührenschuld in Händen hat. Sind zur 
Gebührenanzeige mehrere Personen verpflichtet und hat 
eine dieser Personen die Verpflichtung zur 
Selbstberechnung (§ 33 Tarifpost 5 Abs. 5) oder die 
Bewilligung zur Selbstberechnung (§ 3 Abs. 4) oder wird 
von der Befugnis zur Selbstberechnung (§ 3 Abs. 4a) 
Gebrauch gemacht, so entfällt für die übrigen die 
Anzeigepflicht. 

 

Anbotschreiben anzuschließen. Das Finanzamt, bei dem 
die Anzeige erstattet wurde, hat auf der die 
Gebührenpflicht begründenden Urkunde die erfolgte 
Anzeige zu bestätigen. 

(2) Zur Gebührenanzeige sind die am 
Rechtsgeschäft beteiligten Personen verpflichtet sowie 
der Urkundenverfasser und jeder, der eine Urkunde als 
Bevollmächtigter oder ein Gedenkprotokoll als Zeuge 
unterzeichnet oder eine im Ausland errichtete Urkunde 
(deren beglaubigte Abschrift) im Zeitpunkt des 
Entstehens der Gebührenschuld in Händen hat. Sind zur 
Gebührenanzeige mehrere Personen verpflichtet und hat 
eine dieser Personen die Verpflichtung zur 
Selbstberechnung (§ 33 Tarifpost 5 Abs. 5) oder die 
Bewilligung zur Selbstberechnung (§ 3 Abs. 4) oder wird 
von der Befugnis zur Selbstberechnung (§ 3 Abs. 4a) 
Gebrauch gemacht, so entfällt für die übrigen die 
Anzeigepflicht. 

 

§ 32. Sind die Gebühren bescheidmäßig 
festzusetzen, so kann das Finanzamt nach der bei ihm 
erfolgten Gebührenanzeige auf Grund eines Antrages 
und nach Rechtsmittelverzicht des Gebührenschuldners 
den Bescheid mündlich erlassen; die Gebühr wird mit 
der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

 § 32. Sind die Gebühren bescheidmäßig 
festzusetzen, so kann das Finanzamt nach der bei ihm 
erfolgten Gebührenanzeige auf Grund eines Antrages 
und nach Rechtsmittelverzicht des Gebührenschuldners 
den Bescheid mündlich erlassen; die Gebühr wird mit 
der Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

§ 33. Tarif der Gebühren für Rechtsgeschäfte. 

Tarifpost 

1 Annahmeverträge 

(1) Annahmeverträge, das sind Verträge über die 
Annahme an Kindes statt, wenn der Wert des Vermögens 
des Annehmenden 22 000 Euro übersteigt, vom Wert des 
Vermögens 1 vH. 

(2) Gebührenfrei sind Annahmeverträge über die 
Annahme von Minderjährigen, von Stiefkindern und von 

 § 33. Tarif der Gebühren für Rechtsgeschäfte. 

Tarifpost 

1 Annahmeverträge 

(1) Annahmeverträge, das sind Verträge über die 
Annahme an Kindes statt, wenn der Wert des Vermögens 
des Annehmenden 22 000 Euro übersteigt, vom Wert des 
Vermögens 1 vH. 

(2) Gebührenfrei sind Annahmeverträge über die 
Annahme von Minderjährigen, von Stiefkindern und von 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
eigenen unehelichen Kindern an Kindes statt. 

(3) Die Gebühr ermäßigt sich auf je 1/3 vH des 
Wertes des Vermögens bei Annahme einer zweiten und 
jeder weiteren Person an Kindes statt. 
 

Tarifpost 4 

Anweisungen 

(1) Anweisungen, wodurch von dem Anweisenden 
einem Dritten eine Leistung an eine andere Person 
aufgetragen wird, vom Werte der Leistung 
........................................................2 v.H. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht 

 1. amtliche Anweisungen; 

 2. Anweisungen von Unternehmern oder auf 
Unternehmer, unbeschadet der Bestimmungen 
der TP 22. 

 

Tarifpost 5 

Bestandverträge 

(1) Bestandverträge (§§ 1090 ff. ABGB) und 
sonstige Verträge, wodurch jemand den Gebrauch einer 
unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse Zeit und gegen 
einen bestimmten Preis erhält, nach dem Wert 
 1. im allgemeinen ………….1 v.H.; 
 2. beim Jagdpachtvertrag …..2 v.H. 

(2) Einmalige oder wiederkehrende Leistungen, die 
für die Überlassung des Gebrauches vereinbart werden, 
zählen auch dann zum Wert, wenn sie unter vertraglich 
bestimmten Voraussetzungen auf andere Leistungen 
angerechnet werden können. 

(3) Bei unbestimmter Vertragsdauer sind die 
wiederkehrenden Leistungen mit dem Dreifachen des 
Jahreswertes zu bewerten, bei bestimmter Vertragsdauer 
mit dem dieser Vertragsdauer entsprechend 

eigenen unehelichen Kindern an Kindes statt. 

(3) Die Gebühr ermäßigt sich auf je 1/3 vH des 
Wertes des Vermögens bei Annahme einer zweiten und 
jeder weiteren Person an Kindes statt. 
 

Tarifpost 4 

Anweisungen 

(1) Anweisungen, wodurch von dem Anweisenden 
einem Dritten eine Leistung an eine andere Person 
aufgetragen wird, vom Werte der Leistung 
........................................................2 v.H. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht 

 1. amtliche Anweisungen; 

 2. Anweisungen von Unternehmern oder auf 
Unternehmer, unbeschadet der Bestimmungen 
der TP 22. 

 

Tarifpost 5 

Bestandverträge 

(1) Bestandverträge (§§ 1090 ff. ABGB) und 
sonstige Verträge, wodurch jemand den Gebrauch einer 
unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse Zeit und gegen 
einen bestimmten Preis erhält, nach dem Wert 
 1. im allgemeinen ………….1 v.H.; 
 2. beim Jagdpachtvertrag …..2 v.H. 

(2) Einmalige oder wiederkehrende Leistungen, die 
für die Überlassung des Gebrauches vereinbart werden, 
zählen auch dann zum Wert, wenn sie unter vertraglich 
bestimmten Voraussetzungen auf andere Leistungen 
angerechnet werden können. 

(3) Bei unbestimmter Vertragsdauer sind die 
wiederkehrenden Leistungen mit dem Dreifachen des 
Jahreswertes zu bewerten, bei bestimmter Vertragsdauer 
mit dem dieser Vertragsdauer entsprechend 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
vervielfachten Jahreswert, höchstens jedoch dem 
Achtzehnfachen des Jahreswertes. Ist die Vertragsdauer 
bestimmt, aber der Vorbehalt des Rechtes einer früheren 
Aufkündigung gemacht, so bleibt dieser Vorbehalt für 
die Gebührenermittlung außer Betracht. 

(4) Gebührenfrei sind 

 1. Verträge über die Miete von Wohnräumen; 

 2. Urheberrechtliche und leistungsschutzrechtliche 
Nutzungsverträge sowie Patent-, Marken- und 
Musterlizenzverträge; 

 3. Bestandverträge, bei denen der für die 
Gebührenbemessung maßgebliche Wert 
150 Euro nicht übersteigt; 

 4. Aufforderungsschreiben, mit denen die 
Entrichtung eines Erhaltungsbeitrages gemäß 
§ 45 MRG begehrt wird. 

(5) 

 1. Die Hundertsatzgebühr ist vom Bestandgeber, 
der im Inland einen Wohnsitz, den 
gewöhnlichen Aufenthalt, seine 
Geschäftsleitung oder seinen Sitz hat oder eine 
inländische Betriebsstätte unterhält, selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des dem Entstehen der Gebührenschuld 
zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu 
entrichten. 

 2. Der Bundesminister für Finanzen kann mit 
Verordnung Ausnahmen von der Verpflichtung 
zur Selbstberechnung der Gebühr nach Z 1 für 
atypische oder gemischte Rechtsgeschäfte, für 
Rechtsgeschäfte, bei denen Leistungen von 
einem erst in Zukunft ermittelbaren Betrag 
abhängen, sowie für Bestandgeber, denen eine 
persönliche Befreiung von den Gebühren 
zukommt, bestimmen. Für Fälle, in denen die 

vervielfachten Jahreswert, höchstens jedoch dem 
Achtzehnfachen des Jahreswertes. Ist die Vertragsdauer 
bestimmt, aber der Vorbehalt des Rechtes einer früheren 
Aufkündigung gemacht, so bleibt dieser Vorbehalt für 
die Gebührenermittlung außer Betracht. 

(4) Gebührenfrei sind 

 1. Verträge über die Miete von Wohnräumen; 

 2. Urheberrechtliche und leistungsschutzrechtliche 
Nutzungsverträge sowie Patent-, Marken- und 
Musterlizenzverträge; 

 3. Bestandverträge, bei denen der für die 
Gebührenbemessung maßgebliche Wert 
150 Euro nicht übersteigt; 

 4. Aufforderungsschreiben, mit denen die 
Entrichtung eines Erhaltungsbeitrages gemäß 
§ 45 MRG begehrt wird. 

(5) 

 1. Die Hundertsatzgebühr ist vom Bestandgeber, 
der im Inland einen Wohnsitz, den 
gewöhnlichen Aufenthalt, seine 
Geschäftsleitung oder seinen Sitz hat oder eine 
inländische Betriebsstätte unterhält, selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des dem Entstehen der Gebührenschuld 
zweitfolgenden Monats an das Finanzamt für 
Gebühren, Verkehrsteuern und Glücksspiel zu 
entrichten. 

 2. Der Bundesminister für Finanzen kann mit 
Verordnung Ausnahmen von der Verpflichtung 
zur Selbstberechnung der Gebühr nach Z 1 für 
atypische oder gemischte Rechtsgeschäfte, für 
Rechtsgeschäfte, bei denen Leistungen von 
einem erst in Zukunft ermittelbaren Betrag 
abhängen, sowie für Bestandgeber, denen eine 
persönliche Befreiung von den Gebühren 
zukommt, bestimmen. Für Fälle, in denen die 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
vom Bestandnehmer zu erbringenden 
Nebenleistungen in der über das Rechtsgeschäft 
errichteten Urkunde der Höhe nach nicht 
festgehalten sind, können weiters mit 
Verordnung des Bundesministers für Finanzen 
für Gruppen von Bestandobjekten 
Durchschnittssätze aufgestellt werden; diese 
sind auf Grund von Erfahrungen über die Höhe 
der bei der jeweiligen Gruppe von 
Bestandobjekten üblicherweise anfallenden 
Kosten festzusetzen. 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt über die 
in einem Kalendermonat abgeschlossenen 
Bestandverträge eine Anmeldung unter 
Verwendung eines amtlichen Vordruckes bis 
zum Fälligkeitstag zu übermitteln, welche die 
für die Gebührenberechnung erforderlichen 
Angaben zu enthalten hat; dies gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den 
Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte 
Selbstberechnung anzubringen, der den 
berechneten Gebührenbetrag, das Datum des 
Tages der Selbstberechnung und die Unterschrift 
des Bestandgebers enthält. Eine Anmeldung 
kann unterbleiben, wenn die Gebührenschuld 
mit Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 BAO) 
im Wege von FinanzOnline bis zum 
Fälligkeitstag entrichtet wird. 

 4. Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder 
sowie Immobilienmakler und 
Immobilienverwalter im Sinne der 
Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, 
BGBl. Nr. 194, in der jeweils geltenden 
Fassung, (Parteienvertreter) und gemeinnützige 
Bauvereinigungen im Sinne der Bestimmungen 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 1979, 
BGBl. Nr. 139, in der jeweils geltenden 
Fassung, sind befugt, innerhalb der in der Z 1 

vom Bestandnehmer zu erbringenden 
Nebenleistungen in der über das Rechtsgeschäft 
errichteten Urkunde der Höhe nach nicht 
festgehalten sind, können weiters mit 
Verordnung des Bundesministers für Finanzen 
für Gruppen von Bestandobjekten 
Durchschnittssätze aufgestellt werden; diese 
sind auf Grund von Erfahrungen über die Höhe 
der bei der jeweiligen Gruppe von 
Bestandobjekten üblicherweise anfallenden 
Kosten festzusetzen. 

 3. Der Bestandgeber hat dem Finanzamt über die 
in einem Kalendermonat abgeschlossenen 
Bestandverträge eine Anmeldung unter 
Verwendung eines amtlichen Vordruckes bis 
zum Fälligkeitstag zu übermitteln, welche die 
für die Gebührenberechnung erforderlichen 
Angaben zu enthalten hat; dies gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. Auf den 
Urkunden ist ein Vermerk über die erfolgte 
Selbstberechnung anzubringen, der den 
berechneten Gebührenbetrag, das Datum des 
Tages der Selbstberechnung und die Unterschrift 
des Bestandgebers enthält. Eine Anmeldung 
kann unterbleiben, wenn die Gebührenschuld 
mit Verrechnungsweisung (§ 214 Abs. 4 BAO) 
im Wege von FinanzOnline bis zum 
Fälligkeitstag entrichtet wird. 

 4. Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftstreuhänder 
sowie Immobilienmakler und 
Immobilienverwalter im Sinne der 
Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, 
BGBl. Nr. 194, in der jeweils geltenden 
Fassung, (Parteienvertreter) und gemeinnützige 
Bauvereinigungen im Sinne der Bestimmungen 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 1979, 
BGBl. Nr. 139, in der jeweils geltenden 
Fassung, sind befugt, innerhalb der in der Z 1 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
angeführten Frist die Gebühr für 
Rechtsgeschäfte gemäß § 33 Tarifpost 5 als 
Bevollmächtigte des Bestandgebers selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des auf den Kalendermonat, in dem die 
Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. 
Im Übrigen ist § 3 Abs. 4a, 4b und 4c 
sinngemäß anzuwenden. 

 5. Für Bestandgeber, zu deren Geschäftstätigkeit 
laufend der Abschluss von Rechtsgeschäften im 
Sinne dieser Tarifpost gehört, sind die 
Bestimmungen des § 3 Abs. 4a über die Führung 
von Aufschreibungen und die Entrichtung der 
Hundertsatzgebühr sowie die Bestimmungen des 
Abs. 4b sinngemäß anzuwenden. 

 

Tarifpost 7 

Bürgschaftserklärungen 

(1) Bürgschaftserklärungen; der 
Bürgschaftserklärung steht die Erklärung gleich, durch 
die jemand einer Verbindlichkeit als Mitschuldner 
beitritt (§ 1347 ABGB), nach dem Werte der verbürgten 
Verbindlichkeit 
............................................................................................
............................... 1 vH. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht 

 1. Bürgschaftserklärungen, die im Strafverfahren 
und überhaupt zur Sicherung allgemeiner 
Interessen außer dem öffentlichen Dienst oder 
einem Vertragsverhältnisse gegeben werden 
müssen. 

 2. Bürgschaftserklärungen von Kreditinstituten an 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes sowie 
an Eisenbahnunternehmungen, die dem 

angeführten Frist die Gebühr für 
Rechtsgeschäfte gemäß § 33 Tarifpost 5 als 
Bevollmächtigte des Bestandgebers selbst zu 
berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des auf den Kalendermonat, in dem die 
Selbstberechnung erfolgt, zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel zu entrichten. 
Im Übrigen ist § 3 Abs. 4a, 4b und 4c 
sinngemäß anzuwenden. 

 5. Für Bestandgeber, zu deren Geschäftstätigkeit 
laufend der Abschluss von Rechtsgeschäften im 
Sinne dieser Tarifpost gehört, sind die 
Bestimmungen des § 3 Abs. 4a über die Führung 
von Aufschreibungen und die Entrichtung der 
Hundertsatzgebühr sowie die Bestimmungen des 
Abs. 4b sinngemäß anzuwenden. 

 

Tarifpost 7 

Bürgschaftserklärungen 

(1) Bürgschaftserklärungen; der 
Bürgschaftserklärung steht die Erklärung gleich, durch 
die jemand einer Verbindlichkeit als Mitschuldner 
beitritt (§ 1347 ABGB), nach dem Werte der verbürgten 
Verbindlichkeit 
...........................................................................................
................................ 1 vH. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht 

 1. Bürgschaftserklärungen, die im Strafverfahren 
und überhaupt zur Sicherung allgemeiner 
Interessen außer dem öffentlichen Dienst oder 
einem Vertragsverhältnisse gegeben werden 
müssen. 

 2. Bürgschaftserklärungen von Kreditinstituten an 
Körperschaften des öffentlichen Rechtes sowie 
an Eisenbahnunternehmungen, die dem 
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Eingearbeiteter Antrag 
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Einfügungen in Fett und rot 
öffentlichen Verkehre dienen. 

 

Tarifpost 9 

Dienstbarkeiten 

Dienstbarkeiten, wenn jemandem der Titel zur 
Erwerbung einer Dienstbarkeit entgeltlich eingeräumt 
oder die entgeltliche Erwerbung von dem Verpflichteten 
bestätigt wird, von dem Werte des bedungenen Entgeltes 
............................................................................................
........................................ 2 v.H. 
 

Tarifpost 11 

Ehepakte 

(1) Ehepakte, das sind Verträge, die in Absicht auf 
die eheliche Verbindung geschlossen werden und diesen 
gleichzuhaltende Verträge eingetragener Partner, nach 
dem Wert……...1 v.H. 

(2) Als Wert ist das der Gütergemeinschaft bei 
Lebzeiten (§ 1233 ABGB.) unterzogene Vermögen 
anzunehmen. Wird durch einen solchen Vertrag das 
Eigentum (Miteigentum) einer unbeweglichen Sache 
übertragen, so finden die Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuergesetzes Anwendung. 
 

17 Glücksverträge 

(1) Glücksverträge, wodurch die Hoffnung eines 
noch ungewissen Vorteiles versprochen und 
angenommen wird: 
 1. Im Inland abgeschlossene Wetten, 

die nicht dem GSpG unterliegen, 
wenn zumindest eine der am 
Rechtsgeschäft mitwirkenden 
Personen Unternehmer im Sinne 
des § 2 Abs. 2 GSpG ist, vom 
Wetteinsatz und, wenn die 

öffentlichen Verkehre dienen. 
 

Tarifpost 9 

Dienstbarkeiten 

Dienstbarkeiten, wenn jemandem der Titel zur 
Erwerbung einer Dienstbarkeit entgeltlich eingeräumt 
oder die entgeltliche Erwerbung von dem Verpflichteten 
bestätigt wird, von dem Werte des bedungenen Entgeltes 
...........................................................................................
......................................... 2 v.H. 
 

Tarifpost 11 

Ehepakte 

(1) Ehepakte, das sind Verträge, die in Absicht auf 
die eheliche Verbindung geschlossen werden und diesen 
gleichzuhaltende Verträge eingetragener Partner, nach 
dem Wert……...1 v.H. 

(2) Als Wert ist das der Gütergemeinschaft bei 
Lebzeiten (§ 1233 ABGB.) unterzogene Vermögen 
anzunehmen. Wird durch einen solchen Vertrag das 
Eigentum (Miteigentum) einer unbeweglichen Sache 
übertragen, so finden die Bestimmungen des 
Grunderwerbsteuergesetzes Anwendung. 
 

17 Glücksverträge 

(1) Glücksverträge, wodurch die Hoffnung eines 
noch ungewissen Vorteiles versprochen und 
angenommen wird: 
 1. Im Inland abgeschlossene Wetten, 

die nicht dem GSpG unterliegen, 
wenn zumindest eine der am 
Rechtsgeschäft mitwirkenden 
Personen Unternehmer im Sinne 
des § 2 Abs. 2 GSpG ist, vom 
Wetteinsatz und, wenn die 
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Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Wetteinsätze verschieden sind, 
vom höheren Wetteinsatz …2 vH; 

 2. Hoffnungskäufe beweglicher 
Sachen, vom Kaufpreise …..2 vH; 

 3. Leibrentenverträge, die nicht von 
Versicherungsanstalten 
abgeschlossen werden, wenn gegen 
die Leibrente bewegliche Sachen 
überlassen werden, vom Werte der 
Leibrente, mindestens aber vom 
Werte der Sachen ………….2 vH; 

(2) Eine Wette gilt auch dann als im Inland 
abgeschlossen, wenn sie vom Inland in das Ausland 
vermittelt (§ 28 Abs. 3) wird oder wenn die Teilnahme 
an dem Rechtsgeschäft Wette vom Inland aus erfolgt. 

(3) Die Wettgebühr nach Abs. 1 Z 1 ist, auch wenn 
eine Urkunde nicht errichtet wird, ohne amtliche 
Bemessung unmittelbar zu entrichten. Die Gebühr ist am 
20. des dem Entstehen der Gebührenschuld folgenden 
Kalendermonats fällig. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der 
gemäß § 28 Abs. 3 zur Gebührenentrichtung 
Verpflichtete eine Abrechnung unter Verwendung des 
amtlichen Vordrucks beim Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel vorzulegen; dies gilt als 
Gebührenanzeige. Die Abrechnung ist elektronisch zu 
übermitteln, sofern dies dem Verpflichteten auf Grund 
der technischen Voraussetzungen zumutbar ist. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die 
elektronische Übermittlung der Abrechnung und das 
Verfahren mit Verordnung näher zu regeln. 

(4) Nicht gebührenpflichtig nach Abs. 1 sind 

 1. Treffer der von inländischen 
Gebietskörperschaften begebenen Anleihen, die 
mit einer Verlosung verbunden sind, 

 2. Differenzgeschäfte. 
 

Wetteinsätze verschieden sind, 
vom höheren Wetteinsatz …2 vH; 

 2. Hoffnungskäufe beweglicher 
Sachen, vom Kaufpreise …..2 vH; 

 3. Leibrentenverträge, die nicht von 
Versicherungsanstalten 
abgeschlossen werden, wenn gegen 
die Leibrente bewegliche Sachen 
überlassen werden, vom Werte der 
Leibrente, mindestens aber vom 
Werte der Sachen ………….2 vH; 

(2) Eine Wette gilt auch dann als im Inland 
abgeschlossen, wenn sie vom Inland in das Ausland 
vermittelt (§ 28 Abs. 3) wird oder wenn die Teilnahme 
an dem Rechtsgeschäft Wette vom Inland aus erfolgt. 

(3) Die Wettgebühr nach Abs. 1 Z 1 ist, auch wenn 
eine Urkunde nicht errichtet wird, ohne amtliche 
Bemessung unmittelbar zu entrichten. Die Gebühr ist am 
20. des dem Entstehen der Gebührenschuld folgenden 
Kalendermonats fällig. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der 
gemäß § 28 Abs. 3 zur Gebührenentrichtung 
Verpflichtete eine Abrechnung unter Verwendung des 
amtlichen Vordrucks beim Finanzamt für Gebühren, 
Verkehrsteuern und Glücksspiel vorzulegen; dies gilt als 
Gebührenanzeige. Die Abrechnung ist elektronisch zu 
übermitteln, sofern dies dem Verpflichteten auf Grund 
der technischen Voraussetzungen zumutbar ist. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, die 
elektronische Übermittlung der Abrechnung und das 
Verfahren mit Verordnung näher zu regeln. 

(4) Nicht gebührenpflichtig nach Abs. 1 sind 

 1. Treffer der von inländischen 
Gebietskörperschaften begebenen Anleihen, die 
mit einer Verlosung verbunden sind, 

 2. Differenzgeschäfte. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

Tarifpost 18 

Hypothekarverschreibungen 

(1) Hypothekarverschreibungen, wodurch zur 
Sicherstellung einer Verbindlichkeit eine Hypothek 
bestellt wird, nach dem Werte der Verbindlichkeit, für 
welche die Hypothek eingeräumt wird ........ 1 v.H. 

(2) Ist die Verbindlichkeit, für welche die Hypothek 
eingeräumt wird, unbestimmt und kann deren Betrag 
auch nicht annähernd festgesetzt werden, so hat sich die 
Gebühr nach dem Werte der Hypothek, soweit dieser 
nicht durch vorhergehende Hypothekarsicherstellungen 
erschöpft ist, zu richten. 
 

Tarifpost 20 

Vergleiche (außergerichtliche) 

(1) Vergleiche (außergerichtliche), 
 a) wenn der Vergleich über anhängige 

Rechtsstreitigkeiten getroffen wird 
……….1 vH, 

 b) sonst …2 vH 

vom Gesamtwert der von jeder Partei 
übernommenen Leistungen. 

(2) Gebührenfrei sind 

 1. Vergleiche über Unterhaltsansprüche 
Minderjähriger; 

 2. Vergleiche mit Versicherungsunternehmungen 
über Ansprüche aus Kranken- oder 
Schadensversicherungsverträgen; 

 3. Vergleiche, die mit einem Sozialhilfeträger über 
Ersatzansprüche abgeschlossen werden; 

 4. Vergleiche mit dem Bundesminister für 
Finanzen namens des Bundes über Ansprüche 
aus Haftungen nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981. 

Tarifpost 18 

Hypothekarverschreibungen 

(1) Hypothekarverschreibungen, wodurch zur 
Sicherstellung einer Verbindlichkeit eine Hypothek 
bestellt wird, nach dem Werte der Verbindlichkeit, für 
welche die Hypothek eingeräumt wird ........ 1 v.H. 

(2) Ist die Verbindlichkeit, für welche die Hypothek 
eingeräumt wird, unbestimmt und kann deren Betrag 
auch nicht annähernd festgesetzt werden, so hat sich die 
Gebühr nach dem Werte der Hypothek, soweit dieser 
nicht durch vorhergehende Hypothekarsicherstellungen 
erschöpft ist, zu richten. 
 

Tarifpost 20 

Vergleiche (außergerichtliche) 

(1) Vergleiche (außergerichtliche), 
 a) wenn der Vergleich über anhängige 

Rechtsstreitigkeiten getroffen wird 
……….1 vH, 

 b) sonst …2 vH 

vom Gesamtwert der von jeder Partei 
übernommenen Leistungen. 

(2) Gebührenfrei sind 

 1. Vergleiche über Unterhaltsansprüche 
Minderjähriger; 

 2. Vergleiche mit Versicherungsunternehmungen 
über Ansprüche aus Kranken- oder 
Schadensversicherungsverträgen; 

 3. Vergleiche, die mit einem Sozialhilfeträger über 
Ersatzansprüche abgeschlossen werden; 

 4. Vergleiche mit dem Bundesminister für 
Finanzen namens des Bundes über Ansprüche 
aus Haftungen nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 5. Vergleiche über Verbraucherstreitigkeiten, die 
vor einer AS-Stelle gemäß § 4 des Alternative-
Streitbeilegung-Gesetzes, BGBl. Nr. 105/2015  

Tarifpost 21 

Zessionen 

(1) Zessionen oder Abtretungen von 
Schuldforderungen oder anderen Rechten vom Entgelt . 
0,8 v.H. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht: 

 1. Zessionen an Gebietskörperschaften zur 
Sicherung rückständiger öffentlicher Abgaben; 

 2. Zessionen von Forderungen zwischen 
Kreditinstituten, der Oesterreichischen 
Nationalbank und den Bausparkassen sowie 
Zessionen von Forderungen gegen 
Gebietskörperschaften zwischen den genannten 
Instituten einerseits und 
Versicherungsunternehmen oder Pensionskassen 
im Sinne des Pensionskassengesetzes 
andererseits; den Kreditinstituten stehen 
ausländische Kreditinstitute und Finanzinstitute 
gleich, die zur Erbringung von Bankgeschäften 
im Sinne des § 1 Abs. 1 BWG berechtigt sind. 

 3. Zessionen von Forderungen zur Erfüllung eines 
Factoringvertrages; 

 4. Zessionen der Exporteure von Forderungen aus 
Ausfuhrgeschäften, soweit dafür der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen 
hat; 

 5. Zessionen von Forderungen, für die der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen hat, 
an den Bund nach Eintritt eines Haftungsfalles; 

 5. Vergleiche über Verbraucherstreitigkeiten, die 
vor einer AS-Stelle gemäß § 4 des Alternative-
Streitbeilegung-Gesetzes, BGBl. Nr. 105/2015  

Tarifpost 21 

Zessionen 

(1) Zessionen oder Abtretungen von 
Schuldforderungen oder anderen Rechten vom Entgelt . 
0,8 v.H. 

(2) Der Gebühr unterliegen nicht: 

 1. Zessionen an Gebietskörperschaften zur 
Sicherung rückständiger öffentlicher Abgaben; 

 2. Zessionen von Forderungen zwischen 
Kreditinstituten, der Oesterreichischen 
Nationalbank und den Bausparkassen sowie 
Zessionen von Forderungen gegen 
Gebietskörperschaften zwischen den genannten 
Instituten einerseits und 
Versicherungsunternehmen oder Pensionskassen 
im Sinne des Pensionskassengesetzes 
andererseits; den Kreditinstituten stehen 
ausländische Kreditinstitute und Finanzinstitute 
gleich, die zur Erbringung von Bankgeschäften 
im Sinne des § 1 Abs. 1 BWG berechtigt sind. 

 3. Zessionen von Forderungen zur Erfüllung eines 
Factoringvertrages; 

 4. Zessionen der Exporteure von Forderungen aus 
Ausfuhrgeschäften, soweit dafür der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen 
hat; 

 5. Zessionen von Forderungen, für die der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrförderungsgesetz 1981 übernommen 
hat, an den Bund nach Eintritt eines 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 

 6. Abtretungen von Anteilen an einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Übertragungen von 
Aktien, Übertragungen von Geschäftsanteilen an 
einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
und Übertragungen der mit der Stellung eines 
Gesellschafters einer Personengesellschaft 
verbundenen Rechte und Pflichten. 

 7. Zessionen an Verbriefungsspezialgesellschaften. 
 

Tarifpost 22 

Wechsel 

(1) Im Inland oder Ausland ausgestellte, gezogene 
und eigene Wechsel, sowohl mit bestimmter 
Zahlungsfrist als auch auf Sicht oder auf eine bestimmte 
Zeit nach Sicht unterliegen der Gebühr von 1/8 v. H. der 
Wechselsumme. 

(2) Alle Vervielfältigungen eines Wechsels 
(Secunda, Tertia usw.) sowie alle girierten 
Wechselkopien unterliegen derselben Gebühr wie das 
erste Exemplar. Ebenso unterliegt jede schriftliche 
Prolongation eines Wechsels der gleichen Gebühr wie 
der Wechsel. 

(3) Die einem Wechsel beigesetzte 
Hypothekarverschreibung unterliegt der in der Tarifpost 
18 festgesetzten Gebühr. Alle sonstigen 
wechselrechtlichen Zusätze sind gebührenfrei. 

(4) Für im Ausland ausgestellte und ausschließlich 
im Auslande zahlbare Wechsel ermäßigt sich die unter 
Abs. 1 festgesetzte Gebühr auf die Hälfte. Wird ein 
solcher Wechsel nachträglich im Inlande zahlbar 
gemacht oder gelangt er im Inlande zu einem amtlichen 
Gebrauche, so ist beim Eintritt dieses Umstandes die 
Gebühr auf das unter Abs. 1 festgesetzte Ausmaß zu 
ergänzen. 

(5) Dem Wechsel stehen Anweisungen auf einen 

Haftungsfalles; 

 6. Abtretungen von Anteilen an einer Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung, Übertragungen von 
Aktien, Übertragungen von Geschäftsanteilen an 
einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft 
und Übertragungen der mit der Stellung eines 
Gesellschafters einer Personengesellschaft 
verbundenen Rechte und Pflichten. 

 7. Zessionen an Verbriefungsspezialgesellschaften. 
 

Tarifpost 22 

Wechsel 

(1) Im Inland oder Ausland ausgestellte, gezogene 
und eigene Wechsel, sowohl mit bestimmter 
Zahlungsfrist als auch auf Sicht oder auf eine bestimmte 
Zeit nach Sicht unterliegen der Gebühr von 1/8 v. H. der 
Wechselsumme. 

(2) Alle Vervielfältigungen eines Wechsels 
(Secunda, Tertia usw.) sowie alle girierten 
Wechselkopien unterliegen derselben Gebühr wie das 
erste Exemplar. Ebenso unterliegt jede schriftliche 
Prolongation eines Wechsels der gleichen Gebühr wie 
der Wechsel. 

(3) Die einem Wechsel beigesetzte 
Hypothekarverschreibung unterliegt der in der Tarifpost 
18 festgesetzten Gebühr. Alle sonstigen 
wechselrechtlichen Zusätze sind gebührenfrei. 

(4) Für im Ausland ausgestellte und ausschließlich 
im Auslande zahlbare Wechsel ermäßigt sich die unter 
Abs. 1 festgesetzte Gebühr auf die Hälfte. Wird ein 
solcher Wechsel nachträglich im Inlande zahlbar 
gemacht oder gelangt er im Inlande zu einem amtlichen 
Gebrauche, so ist beim Eintritt dieses Umstandes die 
Gebühr auf das unter Abs. 1 festgesetzte Ausmaß zu 
ergänzen. 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Unternehmer und Verpflichtungsscheine eines 
Unternehmers gleich, wenn sie an Order lauten und über 
eine Geldleistung ausgestellt sind. 

(6) Die Gebühr ist 

 a) bei Inlandswechseln vom Aussteller oder 
Inhaber oder Akzeptanten, 

 b) bei Auslandswechseln vom ersten inländischen 
Inhaber oder Akzeptanten 

selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des dem Entstehen der Gebührenschuld zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel zu entrichten. Auf dem Wechsel ist ein 
Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das 
Datum des Tages der Selbstberechnung und die 
Unterschrift des Gebührenschuldners, der die 
Selbstberechnung durchgeführt hat, enthält. Der 
Gebührenschuldner, der die Selbstberechnung 
durchgeführt hat, hat dem Finanzamt eine Anmeldung 
über das Rechtsgeschäft unter Verwendung eines 
amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu 
übermitteln, welche die für die Gebührenberechnung 
erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. 

(7) Gebührenfrei sind 

 1. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
für einen ERP-Kredit beigebracht werden 
müssen, sofern sie mit einem von der 
Oesterreichischen Nationalbank oder von einem 
von der Geschäftsführung des ERP-Fonds 
ermächtigten Kreditinstitut zu fertigenden 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 2. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
für einen Kredit, für den eine 
Refinanzierungszusage der Exportfonds-

(5) Dem Wechsel stehen Anweisungen auf einen 
Unternehmer und Verpflichtungsscheine eines 
Unternehmers gleich, wenn sie an Order lauten und über 
eine Geldleistung ausgestellt sind. 

(6) Die Gebühr ist 

 a) bei Inlandswechseln vom Aussteller oder 
Inhaber oder Akzeptanten, 

 b) bei Auslandswechseln vom ersten inländischen 
Inhaber oder Akzeptanten 

selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Fälligkeitstag) 
des dem Entstehen der Gebührenschuld zweitfolgenden 
Monats an das Finanzamt für Gebühren, Verkehrsteuern 
und Glücksspiel zu entrichten. Auf dem Wechsel ist ein 
Vermerk über die erfolgte Selbstberechnung 
anzubringen, der den berechneten Gebührenbetrag, das 
Datum des Tages der Selbstberechnung und die 
Unterschrift des Gebührenschuldners, der die 
Selbstberechnung durchgeführt hat, enthält. Der 
Gebührenschuldner, der die Selbstberechnung 
durchgeführt hat, hat dem Finanzamt eine Anmeldung 
über das Rechtsgeschäft unter Verwendung eines 
amtlichen Vordruckes bis zum Fälligkeitstag zu 
übermitteln, welche die für die Gebührenberechnung 
erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als 
Gebührenanzeige gemäß § 31. 

(7) Gebührenfrei sind 

 1. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
für einen ERP-Kredit beigebracht werden 
müssen, sofern sie mit einem von der 
Oesterreichischen Nationalbank oder von einem 
von der Geschäftsführung des ERP-Fonds 
ermächtigten Kreditinstitut zu fertigenden 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 2. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 13.12.2017 

 

 
Änderungen laut Antrag vom 13.12.2017 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung besteht, 
beigebracht werden müssen, sofern sie mit 
einem von der Exportfonds-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder von einem von dieser 
ermächtigten Kreditinstitut zu fertigenden 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 3. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
für Kredite begeben werden, für die der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1981 
übernommen hat, sofern sie von einem 
Bevollmächtigten des Bundes im Sinne des § 5 
Abs. 1 Ausfuhrförderungsgesetz 1981 mit einem 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 4. Finanzwechsel und deren Prolongationen über 
Forderungen aus Ausfuhrgeschäften und 
Kreditverträgen, für die der Bundesminister für 
Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981 
übernommen hat, sofern sie von einem 
Bevollmächtigten des Bundes im Sinne des § 5 
Abs. 1 Ausfuhrförderungsgesetz 1981 mit einem 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind. 

 

für einen Kredit, für den eine 
Refinanzierungszusage der Exportfonds-
Gesellschaft mit beschränkter Haftung besteht, 
beigebracht werden müssen, sofern sie mit 
einem von der Exportfonds-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung oder von einem von dieser 
ermächtigten Kreditinstitut zu fertigenden 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 3. Finanzwechsel und deren Prolongationen, die 
für Kredite begeben werden, für die der 
Bundesminister für Finanzen namens des 
Bundes eine Haftung nach dem 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1981 
übernommen hat, sofern sie von einem 
Bevollmächtigten des Bundes im Sinne des § 5 
Abs. 1 Ausfuhrförderungsgesetz 1981 mit einem 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind; 

 4. Finanzwechsel und deren Prolongationen über 
Forderungen aus Ausfuhrgeschäften und 
Kreditverträgen, für die der Bundesminister für 
Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach 
dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981 
übernommen hat, sofern sie von einem 
Bevollmächtigten des Bundes im Sinne des § 5 
Abs. 1 Ausfuhrförderungsgesetz 1981 mit einem 
Vermerk über das Vorliegen der 
Voraussetzungen für die Gebührenfreiheit nach 
dieser Bestimmung versehen sind. 
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